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Hallenbad: Wiedereröffnung  und Neukonzeption mit Schwerpunkt  Schul-, Vereins- und Kursbad
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Beschlussvorschlag der Verwaltung:
1. Der Gemeinderat bekennt sich zum politischen Leitziel unser Hallenbad möglichst dauerhaft zu erhalten.


2. Der Gemeinderat beschließt die Wiedereröffnung des Hallenbades nach den Sommerferien (13.09.2021). Die Verwaltung wird beauftragt umgehend den Kontakt zum Gemeinderat herzustellen, sofern es auf Grund der Infektions- und Verordnungslage problematisch erscheinen sollte die Öffnung zu vollziehen.


3. Die Sauna wird vorerst noch nicht wieder geöffnet. Im Hinblick auf die Einschätzungen des Gutachters der Wirtschaftlichkeitsverbesserungsstudie und den derzeitigen Einschätzungen des Gemeinderats, der Verwaltung und der Mitarbeiterschaft, erscheint es sehr schwierig für diesen Betriebszweig eine tragfähige Zukunftsperspektive zu entwickeln. 
Der Gemeinderat und die Verwaltung laden die treuen Saunagäste und die interessierte Öffentlichkeit ein, ihre Gedanken in den weiteren Entscheidungsprozess mit einfließen zu lassen.  Bis zum 15. September 2021 können Vorschläge, Anregungen und Ideen an den Gemeinderat und die Verwaltung gerichtet werden.  Im Anschluss sollen diese Gedanken aufgearbeitet und dem Gemeinderat zur abschließenden Entscheidung vorgelegt werden. Solange diese Entscheidung nicht getroffen ist, wird die Sauna vorerst nicht wieder geöffnet. 


4. Das Hallenbad wird konsequent in Richtung eines Schul-, Vereins- und Kursbades weiterentwickelt. Sportschwimmen und Familienbad haben weiterhin einen Platz in einer reduzierten Form. Das Schwergewicht liegt allerdings in den o.g. Nutzungen. Diese tragen den geänderten Bedarfen der Kundinnen und Kunden Rechnung. (In den Anlage 2 bis 4 kann dies nachvollzogen werden).
Die Verwaltung wird beauftragt, mit den bisherigen Schulen und anderen externen Nutzern sowie der Lebenshilfe und den weiteren Nutzern des Lebenshilfebades Gespräche zu führen und Nutzungen anzubieten. Dies gilt auch und gerade für die Johann-Peter-Hebelschule und die Jugendhilfeeinrichtung Mutpol.

5. Die Kursgebühren wurden letztmals zum Saisonbeginn 2012 erhöht; die Eintritte für das Schwimmbad für Erwachsene 2016. Die Eintritte für Kinder bzw. Ermäßigte 2012. Diese müssen ebenfalls überprüft und angepasst werden (konkrete Vorschläge unter Anlage 5). Dies verbessert die wirtschaftliche Situation nicht entscheidend, ist aber unerlässlich, um die Schere zwischen Aufwand und Erlösen nicht weiter auseinandergehen zu lassen und um glaubhaft zu machen, dass alle, insbesondere natürlich die Nutzer, ihren Beitrag zum Erhalt des Bades leisten müssen. Die Verwaltung wird beauftragt, auf der Basis der Beschlussfassung des Gemeinderates eine neue Benutzungs- und Gebührenordnung zu erarbeiten. 

6. Die Verwaltung wird beauftragt, Gespräche zur solidarischen Mitfinanzierung der Kosten des Bades zu führen mit dem Ziel mit konkreten Rückmeldungen noch vor Jahresende auf den Gemeinderat und die Bevölkerung zukommen zu können.  


Sachverhalt:
1. Coronaproblematik für Hallenbad und Sauna – notwendige Schließung und Ziel wiedereröffnung am 13. September 2021:

Im Zuge auf Coronapandemie musste das Hallenbad inkl. Sauna kurzfristig zum 17. März 2020 geschlossen werden. Im Hinblick auf die zunächst nicht vorhersehbare Weiterentwicklung des Infektionsgeschehens, wurde das Bad zunächst im „Stand-By“ Betrieb gehalten. Im Hinblick auf herrschende Gewissheit, dass die Pandemie zumindest mehrmonatige Einschränkungen insbesondere in hygienisch und räumlich besonders sensiblen Bereichen wie einem Hallenbad nach sich ziehen wird und alleine die wöchentlichen Vorhaltekosten bei fast 1.500 Euro für Strom und Wasser liegen, hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 28. April 2020 entschieden, dass frühestens zum neuen Schuljahr Mitte September das Bad und die Sauna wieder öffnen können, sofern es das Infektionsgeschehen und die Hygienevorschriften als gesundheitlich und wirtschaftlich verantwortbar erscheinen lassen. In weiteren Beratungsrunden vor und nach der Sommerpause hat sich der Gemeinderat intensiv mit einem Konzept für eine Wiedereröffnung des Bades unter Coronabedingungen befasst. Zwischenzeitlich gab es durch Lockerungen in der Coronaverordnung für Bäder eine konkrete Öffnungsperspektive. In der Gemeinderatssitzung am 13.10.2020 sollte die Wiedereröffnung des Bades ab dem 16. November 2020 beschlossen werden. Auf Grund steigender Infektionszahlen, musste kurzfristig vor der Sitzung dieser Beschlussvorschlag zurückgenommen werden. Der Gemeinderat hat sich, trotz der Zurückstellung der Entscheidung über die Wiedereröffnung, mit den Inhalten des Öffnungs- und Hygienekonzepts im Sinne eines behutsamen Wiedereinstiegs intensiv befasst und dieses für gut befunden. Das Konzept wurde im Vorfeld mit den Schulleitungen, der Schwimmabteilung sowie den leitenden Mitarbeitern unseres Hallenbades gemeinsam erarbeitet. 

Im Hinblick auf das aktuelle und absehbare Infektionsgeschehen, erscheint eine Wiedereröffnung nach der Sommerpause ab dem 13.09.2021 möglich. Unabhängig vom politischen Willen des Gemeinderats, besteht eine nicht geringe Unsicherheit über die Mitte September herrschende Verordnungs- und Infektionslage auf Grund der so genannten Deltavariante des Coronavirus. Als Signal an die Bevölkerung sowie die treuen Gäste aus der Region, sollte aus Sicht der Verwaltung ein klares Votum des Gemeinderats gegeben werden, dass direkt nach den Sommerferien, konkret am 13. September, der Betrieb im Hallenbad wieder aufgenommen werden soll. 

Durch die lange Zeit der notgedrungenen Schließung des Bades, ist ein Vorlauf von mindestens sechs Wochen notwendig, um das Bad wieder in Betrieb nehmen zu können. Da es nach der langen Schließzeit nicht unwahrscheinlich ist, dass technische Probleme auftreten könnten, sind die Arbeiten für die Revision und die Vorbereitung der Wiedereröffnung zeitnah anzugehen. Die Sauna wird vorerst noch nicht mit geöffnet. Näheres zu den Gründen in der weiteren Vorlage.  



2. Wirtschaftlichkeitsverbesserungsstudie sowie Erläuterungen der Verwaltung zur Einordnung der wirtschaftlichen Situation bzw. zur Finanzierbarkeit des Bades auf mittlere und lange Sicht:
Unabhängig und bereits vor der Coronapandemie, hat der Gemeinderat ein Gutachten zur Beurteilung der ökonomischen Potenziale in Auftrag gegeben. Ziel der Beauftragung an das Schweizer Unternehmen Kannewischer war, dass ein kompetenter Blick von außen auf unser Bad geworfen werden sollte. In erster Linie natürlich, um wirtschaftliche Verbesserungspotenziale im Hinblick auf Ertragssteigerungen oder Kostensenkungen aufzuzeigen. Es ging und geht aber auch darum die Effizienz der aktuellen Badführung, die Personalbemessung, die Hygiene, die bauliche Situation und mögliche Potentiale in der Kundengewinnung aufzuzeigen. Weiterhin geht es auch um Empfehlungen einer Weiterentwicklung wie z.B. hin zu einer verstärkten Ausrichtung in Richtung Schul-, Vereins- und Kursbad. Im Extremfall sogar zu einem reinen Badebetrieb mit dieser Ausrichtung. In diesem Zusammenhang, aber auch generell ist die Frage zu stellen, ob und auf welches Niveau die Gebühren für eine Nutzung je Schwimmbadstunde für die Schulen, Vereine oder sonstige externe Nutzer wie das Bärazentrum angehoben werden müssten. Aktuell sind dies 60 Euro/h. Für die Vereinsnutzung durch die Schwimmabteilung des TVM wird nur der halbe Satz verrechnet. Auch die Höhe der Kursgebühren von 6 Euro/Einheit sowie die Eintrittspreise generell sind zu hinterfragen. Für die Anmietung des Bades sowie für Kursgebühren wird in dem Gutachten ein spürbares Potenzial bescheinigt zusätzliche Einnahmen zu generieren. Bei den Eintrittspreisen ist dies nur sehr begrenzt möglich.


Wichtig ist auch einen besonderen Fokus auf den Bereich der Sauna zu legen. Wie der Studie entnommen werden kann, sind die Nutzerzahlen über die Jahre stark rückläufig. Hier muss sehr ernsthaft die Überlegung angestellt werden, ob für diesen Bereich eine Wiedereröffnung und ein Weiterbetrieb noch zu rechtfertigen ist. Im Jahr 2004 hatte die Sauna noch gut 4.600 Besucher im Jahr, 2012 noch rund 3.200 und im Jahr 2019 gut 2.500. Lediglich zwischen 5 und 15 Gäste nutzen täglich durchschnittlich das Saunaangebot. Die Lücke zwischen Kosten und Erlösen liegt dabei bei rund 23.000 Euro und dies bei steigender Tendenz. Dabei wird seitens des Gutachters im Hinblick auf das begrenzte Angebot konstatiert, dass eine Erhöhung von Gebühren bei einem Niveau von 8,50 Euro bei den Kunden nicht durchsetzbar sei. Zudem besteht ein erheblicher Investitionsbedarf in Höhe von rund 30.000 Euro in den nächsten Jahren und diese ohne Chance die für gehbehinderte Kunden hochproblematische Zuwegung in den Keller zu verbessern. Der Gutachter kommt zu dem Schluss, dass er für die Sauna keine Entwicklungspotenziale sieht und diese nicht wiedereröffnet werden sollte. Die Schere zwischen Aufwand und Ertrag steht in einem zu unguten Verhältnis. 
Im Schwimmbereich erreicht das Bad im Jahr 2019 ca. 25.000 Gäste, davon 7.000 Individualeintritte. Der große Teil der Kunden wird durch Schulen, Vereine und Kurse generiert. Insgesamt ist der Kostendeckungsgrad von 30 % eher niedrig, aber für ein Bad unserer Größe und Struktur nicht ungewöhnlich niedrig. In den vergangenen Jahren ist festzustellen, dass trotz sparsamer Bewirtschaftung die Schere zwischen Aufwendungen und Erträgen weiter auseinandergeht. Der Jahresverlust im Hallenbad inkl. Sauna betrug im Jahr 2019 fast 328.000 Euro. Dieser Betrag ist durch Überschüsse aus dem Kernhaushalt auf Dauer nicht zu leisten. Im laufenden Haushalt 2021 können im Gesamtergebnishaushalt voraussichtlich ein ordentliches Ergebnis von gut 600.000 Euro erwirtschaftet werden. Im Gegensatz zu vielen anderen Kommunen, gelingt es Mühlheim, trotz der Notwendigkeit sämtliche Abschreibungen zu erwirtschaften, einen Überschuss aus dem laufenden Betrieb zu erwirtschaften. Im Hinblick auf den aktuell und absehbar großen Investitionsbedarf ist dieser Überschuss in keiner Weise in der Lage diese Investitionen und zusätzlich ein Defizit im Hallenbad von über 300.000 Euro zu erwirtschaften. 

Zudem werden die Haushaltsjahre 2022 ff. wegen der Auswirkungen der Coronapandemie extrem schwierige Jahre werden. Die exhorbitante Neuverschuldung im Bund und Land in den vergangenen beiden Jahren lassen befürchten, dass die Kommunen noch viel stärker als bisher ihre Aufgaben ohne Unterstützung von oben meistern müssen. Im Hinblick auf dieses strukturelle Grundproblem, stellt sich neben der Weiterentwicklung unseres Bades die viel weitgehendere Frage: können wir uns das Bad auf Sicht der nächsten 5 Jahre, 10 Jahre bzw. 20 Jahre noch leisten? 
Auf Sicht der kommenden Jahre, kann bzw. könnte man auf Anteile aus dem Deka-Fonds zurückgreifen. Im Bereich der Freizeitbetriebe sind dies jederzeit veräußerbare Anteile in Höhe von ca. 2,315 Mio. Euro. Die Ausschüttung aus diesen Vermögenswerten liegt bei ca. 22.000 Euro/Jahr. Diese wird zu einer Verbesserung des Betriebsergebnisses eingesetzt. Die bisherigen Betriebsdefizite aus dem Hallenbad und der Sauna wurden stets aus dem Kernhaushalt über ein Trägerdarlehen in Höhe von 2.019.500 € (Stand 31.12.2019) finanziert. Die jährliche Tilgungsleistung diese Trägerdarlehens liegt bei 75.000 €, die Zinsen bei rd. 37.000 €. Die Vermögenswerte des Eigenbetriebs Freizeitbetriebe, zu dem das Hallenbad und die Sauna gehören, bleiben stets unangetastet. Im Hinblick auf die Höhe des Trägerdarlehens von 2.019.500 € und veräußerbaren Vermögensanteilen des Freizeitbetriebs in Höhe von 2,315 Mio. Euro ist dessen Vermögen durch die latenten Verluste faktisch verzehrt. Dies ist auch nicht verwunderlich. Die im Jahr 2003 getroffene Annahme, dass durch die Erlöse aus den ENBW-Anteilen und dem Anlegen in einen Fonds durch die zu erzielenden Erträge in Form von Ausschüttungen der Kernhaushalt dauerhaft von der Badsubventionierung entlastet wird, war eine Fehlannahme. Dies ist nach Adam Riese alles andere als überraschend. Bei 2,3 Mio. Anlagevermögen, müsste es eine konstante jährliche Ausschüttung von rund 13 % geben, um 300.000 Euro Unterdeckung im Bad- und Saunabetrieb auffangen zu können. Im Hinblick auf einen Umfang an zu erwirtschaftenden Abschreibungen im Kernhaushalt in Höhe von aktuell rund 1,25 Mio. Euro jährlich, ist eine finanziell verantwortbare Querfinanzierung über den Kernhaushalt künftig auszuschließen zumal sich diese Abschreibungen nach der Generalsanierung Realschule um rund 150.000 Euro erhöhen werden.

Wenn wie vorher gestellte Frage abwandeln und statt zu fragen, ob wir uns den Badebetrieb noch leisten können die Frage stellen: wie können wir uns den Badebetrieb zukünftig leisten? ist eine politische Zielsetzung damit verbunden. Das Ziel unser Bad möglichst langfristig erhalten zu können. 

Die Wirtschaftlichkeitsstudie soll eine ehrliche und fundierte Aussage liefern, ob und in welchem Umfang Wirtschaftlichkeitspotenziale erschlossen werden können. Die Verwaltung kommuniziert deutlich, dass die über Jahrzehnte mögliche hohe Quersubventionierung des Bades und der Sauna aus dem städtischen Kernhaushalt in Zukunft nicht mehr möglich sein wird. Dank der veräußerbaren Vermögenswerte aus dem Deka-Fonds kann man sich etwas Zeit kaufen, auch, wenn diese Vermögenswerte, wie ausgeführt, streng genommen bereits verzehrt sind. Trotz dem Ernst der Lage, wäre es falsch überhastet weitreichende Entscheidungen zu treffen.

Es ist aber jetzt an der Zeit die richtigen Fragen zu stellen und auf Sicht der kommenden Monate auch die richtigen Entscheidungen zu treffen, damit unser Bad über die kommenden rund 5 Jahre hinaus eine Zukunftsperspektive haben kann. 

Die Entwicklung im Hinblick auf die Schwimmkompetenz unserer Kinder sowie die Bäderlandschaft in unserem Land ist alarmierend. Aktuell können nur noch rund 40 % aller Schüler nach Verlassen der Grundschule sicher schwimmen. Im Jahr 2004 waren es noch 67 %. Jedes vierte Grundschulkind hat keinen erreichbaren Zugang zu einem Schwimmbad und folglich keinen Schwimmunterricht. Im Jahr 2000 gab es in Deutschland noch 4.000 Freibäder und 3.800 Hallenbäder. Im Jahr 2018 waren es noch 2.700 Freibäder und 2.278 Hallenbäder. Der Sanierungsstau in den öffentlichen Bädern wird bundesweit auf ca. 15 Milliarden Euro geschätzt. Es ist zu befürchten, dass sich diese verheerende Entwicklung im Zuge der finanziellen Spätfolgen der Pandemie noch verstärkt und beschleunigt. 

Auch vor Corona und der extremen Neuverschuldung des Landes, hat dieses eine laufende Unterstützung von Bädern mit der Begründung dies sei eine kommunale Aufgabe stets abgelehnt. Folglich ist von dieser Seite keine Unterstützung zu erwarten. Da ein sehr spürbarer jährlicher Defizitbetrag trotz aller Optimierungen verbleiben wird und das Land als Finanzier ausfallen wird, ist die Frage zu stellen, wer uns als Stadt bei dieser Aufgabe der Badfinanzierung helfen könnte. Dies vor dem Hintergrund, dass unser Bad ein Bad für die Region ist und rund 80 % der Gäste aus der Region kommen. Bisher trägt die Finanzierungslast ausschließlich die Stadt Mühlheim. 

Ohne eine solidarische Mitfinanzierung anderer Partner wird unser Bad keine gute Zukunft haben. Die Verwaltung hat konkrete Vorstellungen, wie eine solche Mitfinanzierung aussehen könnte. Da es sich um eine sehr sensible Thematik handelt, bittet die Verwaltung um die Möglichkeit die notwendigen Sondierungsgespräche zu führen, um möglichst noch in diesem Jahr mit einem konkreten Ergebnis im Sinne eines Vorschlags auf den Gemeinderat zukommen zu dürfen. 

Eine Mitfinanzierung würde voraussetzen,  dass es einen Grundkonsens gibt, dass das Schwimmen lernen eine unverzichtbare Grundkompetenz darstellt, welche wir allen Kindern in unserer Region ermöglichen möchten. Zu ermöglichen, um potentiell Leben zu retten und um Lebensqualität durch sicheres Schwimmen ein Leben lang zu erhöhen. Auf der Basis dieses Grundkonsenses müsste definiert werden, welche Bäder in welchem Umfang wir benötigen, um diesen Grundbedarf zu decken. Darauf aufbauend müsste ein Anteil zusammen mit den externen Partnern politisch erarbeitet und beschlossen werden, wie dieser Grundbedarf solidarisch von breiterem Schultern als heute finanziert wird. Aus Sicht der Verwaltung ist dieser Weg nach dem Stand der bisherigen Überlegungen der einzige Weg, um unserem Bad eine ehrliche längerfristige Perspektive zu geben. 

3. Aktuelle Weichenstellungen:
Am 29. April 2021 wurde die Wirtschaftlichkeitsverbesserungsstudie durch Herrn Studer vom Büro Kannewischer dem Gemeinderat im Beisein von Bäderleiterin Janine Maier vorgestellt und intensiv diskutiert. Die Mitarbeiterschaft hatte ebenfalls am 29. April die Möglichkeit sich aus erster Hand über die Inhalte und Empfehlungen des Gutachtens zu informieren und Fragen an den Gutachter zu stellen. Somit hat der Gemeinderat als Entscheider denselben Kenntnisstand, wie die direkt betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Nach der Vorstellung des Gutachtens und des Dialogs innerhalb des Gemeinderats, hat die Bäderleitung und die Verwaltung auf dieser Basis den Dialog mit unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie Herrn Studer vertieft und konkrete Vorschläge ausgearbeitet (siehe Anlagen 2 bis 4). Diese wurden in einer weiteren Sondersitzung des Gemeinderats am 30. Juni 2021 intensiv beraten. 

Diese sehen vor, dass unser Hallenbad eine möglichst gute Zukunftsperspektive hat, wenn es weitgehend zu einem Schul-, Vereins- und Kursbad weiterentwickelt wird. Die öffentlichen Schwimmzeiten werden stark reduziert und konzentrieren sich im Wesentlichen auf das Wochenende. Hierdurch und durch Einschränkungen bei den Nutzungszeiten seitens der Realschule bietet sich ein erhebliches Potenzial für zusätzliche Nutzungen externer Schulen und weiterer Kursangebote. Insbesondere bei den Schulen gab es bereits vor der Schließung des Lebenshilfebades in Tuttlingen einen nicht gedeckten Bedarf an Möglichkeiten für den Schwimmunterricht. Dieser kann durch die Neukonzeption zumindest in Teilen gedeckt werden.

Erschreckend ist, dass seit Beginn der Corona-Pandemie rund 100.000 Kinder in Baden-Württemberg nicht oder nur ungenügend in Deutschland schwimmen lernen konnten. Deshalb sieht das neue Konzept eine Verdoppelung der Anfängerschwimmkurse auf 6 parallele Kurseinheiten vor.  Aktuell besteht eine Warteliste von fast 150 Kindern. Auch die Kursangebote zur Festigung des in den Anfängerkursen erlernten sowie Angebote zur Verbesserung der Schwimmtechnik werden ausgebaut.

Konsens besteht seitens des Gutachters, der Mitarbeiter, der Verwaltung und des Gemeinderates, dass sich die Nutzer stärker an den Kosten beteiligen müssen. Dies gilt für die Individualeintritte, die Kursgebühren als auch die Gebühren für Vermietungen an Schulen und externe Partner wie das Bärazentrum oder die Rheumaliga. Die letzte maßgebliche Gebührenanpassung war im Jahr 2012, eine weitere folgte im Jahr 2016. 

Im Gemeinderat besteht ein großer Konsens, dass es ein politisches Leitziel ist, dass Bad dauerhaft zu erhalten. Um diesem Ziel eine realistische Chance zu geben, bedarf es leider harter Einschnitte. Vor diesem Hintergrundsteht die Sauna vor einer ungewissen Zukunft. In der Analyse des Gutachters, den Beratungen im Gemeinderat sowie den Überlegungen seitens der Mitarbeiterschaft und der Verwaltung sind bisher keine Potenziale gesehen worden, wie eine tragfähige Zukunftsperspektive für diesen Betriebszweig aussehen könnte. Um den treuen Gästen und der Bürgerschaft die Möglichkeit zu geben, ihre Gedanken in den Entscheidungsprozess mit einfließen zu lassen, bittet der Gemeinderat und die Verwaltung um Vorschläge, Ideen und Anregungen bis zum 15. September 2021. Im Anschluss sollen diese Gedanken aufgearbeitet und dem Gemeinderat zur abschließenden Entscheidung vorgelegt werden. Solange diese Entscheidung nicht getroffen ist, wird die Sauna vorerst nicht wieder geöffnet. 

Dem Gemeinderat ist bewusst, dass ein Fortführen des Status Quo bei einem jährlichen Defizit von rund 300.000 Euro mit steigender Tendenz finanziell nicht leistbar wäre. Deshalb sind Einschnitte, Mehreinnahmen und Zahlungen externer Partner notwendig. Mühlheim ist mit diesem Finanzierungsproblem keinesfalls allein. Es gibt kaum eine Kommune, die in der heutigen Zeit ein Bad ohne größere Schwierigkeiten mit der Gesamtfinanzierung des Haushalts schultern kann. 

Diese Schwierigkeiten ehrlich und offen zu benennen, begründete Einschnitte vorzunehmen, die Nutzer stärker an den Kosten zu beteiligen und externe Partner um Hilfe zu erbeten, ist aus Sicht der Verwaltung der richtige Weg. 
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